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Vorentwurf des
Gesetzes über den Tourismus 

vom

Der Grosse Rat des Kantons Wallis

Eingesehen die Artikel 15, 24, 31 und 38 der Kantonsverfassung;

Auf Antrag des Staatsrates

verordnet:

1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 1

Ziel

Dieses Gesetz bezweckt die Förderung eines qualitativ konkurrenzfähigen, wertschöpfungsorientierten Tourismus im Kanton, welcher den Anforderungen an eine nachhaltige Entwicklung entsprechen.

Art. 2

Tourismuspolitik

1Die kantonale Tourismuspolitik wird vom Staatsrat in Zusammenarbeit mit dem Dachverband über den Tourismus erarbeitet.

2Der Bericht gibt Aufschluss über:

a) die Ziele der Tourismuspolitik und den Umsetzungsmassnahmen;

b) die konkreten Ziele des Dachverbandes und der touristischen Regionen;

c) die konkrete Verwendung der finanziellen Mittel;

d) die konkrete Koordinationsplanung zwischen den verschiedenen Akteuren im Tourismus sowie mit den übrigen Wirtschaftsakteuren im Kanton;

e) die statistischen Angaben über die Entwicklung im Tourismus aufgeteilt nach den Sektoren Beherbergung, Transport, Schaffung von neuen Betrieben, Schaffung von neuen Arbeitsplätzen.

3Der Bericht hält auch eine Analyse und Würdigung der Tourismuspolitik und deren Umsetzung der vergangenen 4 Jahre.
2. Kapitel: Aufgabenzuteilung
Art. 3

Aufgaben des Staates

1Der Staat hat namentlich die folgenden Aufgaben:

a) die kantonale Tourismuspolitik zu bestimmen;

b) die Finanzierung der kantonalen Tourismuspolitik sicherzustellen;

c) die berufliche Aus- und Weiterbildung im Tourismusbereich zu fördern;

d) Programme zur Sensibilisierung der Bevölkerung für die touristischen Anliegen und  zur Wertsteigerung touristischer Berufe durchzuführen;
Art. 4

Aufgaben des Dachverbandes des Tourismus
Der Dachverband des Tourismus hat namentlich folgende Aufgaben:

a) die touristischen Interessen des Kantons zu vertreten und zu verteidigen;

b) die notwendige Koordination mit den nationalen und internationalen Tourismusorganisationen sicherzustellen;
c) mit den anderen Wirtschaftszweigen an der Förderung der Walliser Wirtschaft mitzuarbeiten;

d) sich an der Erarbeitung der kantonalen Tourismuspolitik beteiligen;

e) das Konsultativorgan des Staates im Bereiche des Tourismus zu sein;

f) das touristische Wallis national und international zu fördern;
g) die Qualität fördern;

h) die Informationen über die Entwicklung des Tourismusmarktes zu sammeln und zu analysieren;

i) die Koordination unter den touristischen Regionen sicherstellen.
Art. 5

Aufgaben der touristischen Region
Die touristischen Region hat namentlich folgende Aufgaben:

a) den Betrieb der Region sicherzustellen;

b) die Aufgabenverteilung innerhalb der Region und unter den touristischen Orten der Region festzulegen;

c) die touristischen Angebote der Region zu schaffen und anzubieten;

d) die Qualitätsförderung;

e) die Information und den Empfang der Gäste auf lokaler Ebene in Zusammenarbeit mit den betreffenden touristischen Akteuren sicherzustellen;

f) die Animation auf regionaler Ebene koordinieren;

g) die Werbung für die touristischen Angebote in Koordination mit dem Dachverband durchzuführen;

h) mit dem Dachverband und den anderen touristischen Regionen zusammenzuarbeiten;

i) alle übrigen Aufgaben zu übernehmen, welche nicht ausdrücklich im Gesetz geregelt sind.

Art. 6

Aufgaben der Gemeinde

Die Gemeinde hat namentlich die Aufgabe:

a) die lokale und regionale touristische Infrastruktur zu erstellen und unterhalten;

b) in Zusammenarbeit mit der Region die touristische Entwicklung definieren, in dem namentlich die Wachstumsraten seiner Betten und das Verhältnis zwischen den verschiedenen Beherbergungsarten festgelegt werden;

c) bei der Umsetzung der kantonalen Tourismuspolitik mitzuarbeiten.
3. Kapitel: Organisation von allgemeinem Interesse

1. Abschnitt: Dachverband des Tourismus
Art. 7

Statuten und Anerkennung

1Der Dachverband des Tourismus ist ein privatrechtlicher Verein von allgemeinem Interesse. 
2Die Genehmigung seiner Statuten durch den Staatsrat verleiht dem Dachverband die Anerkennung des Vereins von öffentlichem Interesse. Die Anforderungen für diese Anerkennung werden in der Verordnung geregelt. 

3Die Vereinsleitung obliegt einem Vorstand bestehend aus 13 Mitgliedern, wovon zwei Vertreter des Staates, 5 Mitgliedern der touristischen Regionen, 5 Mitgliedern der wichtigsten Tourismusorganisationen und dem Präsidenten. Der Präsident wird durch die Generalversammlung gewählt.
4Die Generalversammlung des Vereins setzt sich zusammen aus den Delegierten der Tourismusregionen. Jede touristische Region ist durch 20 Delegierte vertreten.
Art. 8

Aufsicht

Der Dachverband unterbreitet dem Staatsrat jährlich seinen Kostenvoranschlag und seine Jahresrechnung zur Genehmigung. Er bringt ihm sein Tätigkeitsprogramm mit Leistungsindikatoren, welche in der Verordnung festgelegt sind, und seinen Jahresbericht zur Kenntnis.

Art. 9

Finanzierung

1Die Finanzierung der Aktivitäten des Dachverbandes wird durch den Staat sichergestellt.

2Der Staat stellt zur Verfügung den Betrag, welcher zur Kostendeckung für seine Aufgabenerfüllung erforderlich ist, jedoch höchstens einen Drittel seiner Einnahmen aus der kantonalen Tourismusförderungssteuer.

3Der Staat kann die Finanzierung der Aktivitäten des Dachverbandes mit Mittel aus dem ordentlichen Finanzhaushalt ergänzen.

4Der Dachverband kann Aktivitäten oder Teile davon durch Drittpersonen finanzieren lassen.

2. Abschnitt: touristische Region
Art. 10
Definition

1Der Kanton wird in maximal 9 touristische Regionen aufgeteilt.

2Die Tourismusregion ist ein geographisches Gebilde mit touristischer Aufgabe, deren Umfang an Betten, Anlagen und Produkten es ihm erlauben, eine abgestimmte Tourismuspolitik zu betreiben und sich auf den Märkten zu profilieren.
3Um als touristische Region anerkannt zu werden, muss sie Kriterien der Grösse, der Mittel und des Marketings erfüllen, welche in der Verordnung präzisiert werden.
4Die touristischen Regionen müssen das gesamte Kantonsgebiet abdecken und die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einer Region ist obligatorisch. Der Staatsrat entscheidet über die Regionszugehörigkeit einer Gemeinde, welche sich nicht für einen Regionsanschluss entschieden hat.

5Der Staat errichtet die Regionen, welche sich nicht selbständig bilden. 

Art. 11 
Statuten und Anerkennung

1Die touristische Region ist ein privatrechtlicher Verein von allgemeinem Interesse, welches die wirtschaftlichen Akteure und die konstituierende Gruppierungen vereinigt, welche im Tourismus aktiv sind.
2Die Anerkennung des öffentlichen Interesses einer Region erfolgt mit der Genehmigung seiner Statuten durch den Staatsrat. Die Anforderungen für diese Anerkennung werden in einer Verordnung geregelt.
3Die Vereinsleitung obliegt einem Ausschuss von Personen, welche repräsentativ für die touristischen Aktivitäten einer Region sind.
4Die Gemeinde ist von Rechts wegen Mitglied und die Mitgliedschaft im Verein ist allen Personen offen, welche tourismussteuerpflichtig sind.

Art. 12
Aufsicht

Die touristische Region unterbreitet dem Staatsrat jährlich seinen Kostenvoranschlag und seine Jahresrechnung zur Genehmigung. Sie bringt ihm sein Tätigkeitsprogramm mit Leistungsindikatoren, welche in der Verordnung festgelegt sind, und seinen Jahresbericht zur Kenntnis.

Art. 13
Finanzierung

1Der Staat stellt der touristischen Region den Betrag zur Verfügung, welcher zur Kostendeckung für seine Aufgabenerfüllung erforderlich ist höchstens jedoch Zweidrittel seiner Einnahmen aus der kantonalen Tourismussteuer.

2Der Staat kann die Finanzierung der Aktivitäten der Regionen mit Mittel aus dem ordentlichen Finanzhaushalt ergänzen.

3Die Auszahlung der Beträge auf die einzelnen touristischen Regionen erfolgt nach einem Verteilschlüssel, welcher in der Verordnung durch den Staatsrat festgelegt wird. Sie beruht auf den Anerkennungskriterien für die touristischen Regionen.

4Die touristische Region kann gewisse Aktivitäten durch Drittpersonen finanzieren lassen.

4. Kapitel: Finanzen

1. Abschnitt: Kantonale Tourismussteuer
Art. 14
Grundsatz

1Zur Finanzierung der Tourismuspolitik erhebt der Staat von den Tourismus​interessenten jährlich eine Tourismussteuer.
2Die Erhebung der Steuer wird durch das für die Finanzen zuständige Departement sichergestellt.
3Der Staat setzt die Einnahmen aus der Tourismussteuer für sämtliche Massnahmen mit dem Zweck ein, den Tourismus zu fördern und die touristische Attraktivität steigern. 
Art. 15
Steuersubjekt
1Steuerpflichtig sind die Tourismusinteressenten, die direkt oder indirekt vom Tourismus profitieren, insbesondere juristische Personen und selbständig erwerbende natürliche Personen aller Branchen, sowie Eigentümer von nicht gewerbsmässig vermieteten Zweitwohnungen im Sinne von Artikel 19. Gewerbsmässige Vermieter von Zweitwohnungen unterliegen unabhängig von ihrer Rechtsform der Besteuerung gemäss Artikel 18.
2Wer eine entsprechende Tätigkeit im Nebenerwerb ausübt, insbesondere auch wer mehrere Zweitwohnungen vermietet, ist für diesen Bereich gemäss Artikel 18 steuerpflichtig. 
3Die Steuerpflicht erstreckt sich auf Tourismusinteressenten, die im Kanton kraft persönlicher oder wirtschaftlicher Zugehörigkeit unbeschränkt oder beschränkt steuerpflichtig sind (Artikel 2 und 3 bzw. 73 und 74 StG). Steuerpflichtig sind namentlich auch Unternehmungen mit Hauptsitz ausserhalb des Kantons für ihre ortsansässigen Betriebsstätten (Artikel 3 Abs. 2 bzw. 74 Abs. 3 StG).

Art. 16
Ausnahmen
Von der Steuerpflicht ausgenommen sind:

a)
Personen, die gestützt auf Artikel 79 Steuergesetz steuerbefreit sind;

b)
Personen, die gestützt auf das kantonale Landwirtschaftsgesetz abgabepflichtig sind.
Art. 17
Steuerobjekt
Gegenstand der Besteuerung ist der Nutzen aus dem Tourismus.
Art. 18
Sachliche Bemessung 

1Die gesamte jährliche Steuer beträgt 1 Prozent des gesamten Jahresumsatzes, korrigiert durch einem Margenfaktor (Mehrwert) und einem Faktor nach Massgabe der Tourismusabhängigkeit. 
2Für die Unternehmen, welche im Bankenbereich tätig sind, entspricht der Umsatz dem Bruttoeinkommen.
3Der Margenfaktor beträgt:

	Faktor 0,8
	Banken
Private Dienstleistungserbringer im Medizinalbereich

Persönliche Dienstleistungen (Coiffeursalon, Reinigung, Abwart, usw.)

	Faktor 0,6
	Touristische Beherbergung
Immobiliengesellschaften

Gastwirtschaftsbetriebe

Seilbahnen und Transportunternehmen

Sportschulen

Sport- und Kongresszentren

Detailhandel

Grosshandel

Treuhänder

Architektur- und Ingenieurbüros

Informatikaktivitäten
Anwälte und Notare

Versicherungen

Eisenbahnunternehmen

Kulturelle, sportliche und erholende Aktivitäten

Fischzucht und Fischerei

Bauwesen

Handwerksbetriebe

Verlag und Druckerei

Privatschulen

Telekommunikation

	Faktor 0,4
	Lebensmittelindustrie
Getränkeindustrie

Energie- und Wasserverteiler

Fluggesellschaften

Reparaturunternehmen (Autospenglerei, Schuhreparateur usw.)

Reiseunternehmen


4Der Faktor zur Berücksichtigung der Tourismusabhängigkeit beträgt:

	Faktor 0.8
	Touristische Beherbergung

Immobiliengesellschaften

Gastwirtschaftsbetriebe

Seilbahnen und Transportunternehmen
Sportschulen

Sport- und Kongresszentren

Reiseunternehmen


	Faktor 0,6
	Detailhandel

Banken

Treuhänder

Architektur- und Ingenieurbüros

Informatikaktivitäten

Anwälte und Notare

Fluggesellschaften

Eisenbahnunternehmen

Kulturelle, sportliche und erholende Aktivitäten



	Faktor 0,4
	Private Dienstleistungserbringer im Medizinalbereich

Persönliche Dienstleistungen (Coiffeursalon, Reinigung, Abwart, usw.)
Fischzucht und Fischerei

Grosshandel

Bauwesen

Handwerksbetriebe

Verlag und Druckerei

Privatschulen

Telekommunikation
Lebensmittelindustrie

Getränkeindustrie

Energie- und Wasserverteiler

Reparaturunternehmen (Autospenglerei, Schuhreparateur usw.)


Art. 19
Zweitwohnungen

1Als Zweitwohnungen gelten Häuser, Wohnungen, Fahrnisbauten, dauerhaft abgestellte Mobilheime, Dauercampingstätten oder dergleichen, welche keinen Wohnsitz gemäss Artikel 23 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches gelten. 

2Die Eigentümer unterliegen unabhängig von ihrem Wohnsitz der Tourismussteuer, sofern ihm das Objekt einen tatsächlichen oder potentiellen Nutzen aus dem Tourismus verschafft.
3Der Eigentümer, die seine Zweitwohnung nicht gewerbsmässig vermietet, entrichtet eine Pauschalabgabe pro Wohnung oder Wohneinheit von:
a) Fr. 150.- bis zu einer 1,5-Zimmerwohnung;

b) Fr. 210.- für eine 2 – 2,5- Zimmerwohnung;

c) Fr. 270.- für eine 3 – 3,5- Zimmerwohnung;

d) Fr. 330.- für eine 4 – 4,5- Zimmerwohnung;

e) Fr. 390.- für eine 5 – 5,5- Zimmerwohnung;
f) Fr. 450.- für eine Wohnung mit 6 und mehr Zimmern.

Art. 20
Zonenkoeffizient
1Der Steuerbetrag wird durch einen Zonenkoeffizient korrigiert. 
2Der Zonenkoeffizient unterscheidet die touristischen Zonen gemäss ihrem Entwicklungsgrad.

3Der Zonenkoeffizient beträgt 1,0 für stark touristische Zonen, 0,6 für mittelmässig touristische Zonen und 0,3 für schwach touristische Zonen.

4Nach Anhörung der Gemeinden bestimmt der Staatsrat die drei Tourismuszonen.
2. Abschnitt: Kommunale Zusatzanteil
Art. 21
Grundsatz

1Die Gemeinde erhebt jedes Jahr eine Tourismussteuer als Zusatzanteil zur kantonalen Tourismussteuer.

2Sie verwendet die Einnahmen aus diesem Zusatzanteil für alle Massnahmen, die den Zweck verfolgen, die touristische Infrastruktur zu erhalten beziehungsweise zu verbessern.

3Der kommunale Zusatzanteil wird durch das für die Finanzen zuständige Departement erhoben und den Gemeinden rückvergütet. 

Art. 22

Inhalt

1Die Bestimmungen der Artikel 14 bis 20 sind ebenfalls für den kommunalen Zusatzanteil anwendbar.

2Der kommunale Zusatzanteil entspricht einem Multiplikatorfaktor der kantonalen Tourismussteuer, welcher zwischen 0,1 bis 1,5 sein kann. Der Multiplikatorfaktor wird durch Entscheid des Gemeinderats festgelegt.
3. Abschnitt: Verfahren für Tourismussteuer 
Art. 23
Veranlagungsverfahren
1Der Staat veranlagt die Steuerpflichtigen direkt, soweit ihr die Bemessungsfaktoren  bekannt sind. 
2In den anderen Fällen erhebt der Staat die Bemessungsfaktoren mit Hilfe einer Selbstdeklaration des Steuerpflichtigen.

3Grundlage für die Erhebung der Tourismusförderungssteuer bildet bei natürlichen und juristischen Personen der Umsatz desjenigen Zeitraumes, der bei der Einkommenssteuer für natürliche Personen als Bemessungsperiode dient.

4Die Veranlagungen erfolgen jährlich per Ende des Kalenderjahres.
5Für das Veranlagungsverfahren gelten die analogen Regeln wie für das Steuergesetz vom 10. März 1976, welche in einer Verordnung des Staatsrats präzisiert werden.
Art. 24
Amtliche Einschätzung und Verzugsfolgen
1Wird in Fällen von Artikel 23 Abs. 2 trotz Mahnung keine vollständige Erklärung eingereicht oder stimmt sie mit den tatsächlichen Verhältnissen offensichtlich nicht überein, wird der Steuerpflichtige nach Ermessen veranlagt.
2Die amtliche Einschätzung kommt einem vollstreckbaren gerichtlichen Urteil im Sinne des Artikels 80 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs gleich. 
3Für die amtliche Einschätzung wird eine Gebühr bis Fr. 500.-- erhoben.

4Bei verspäteter Zahlung wird ab Fälligkeitsdatum ein Verzugszins von 5% geschuldet. Für jede Mahnung betreffend Abrechnung oder Zahlung wird eine Gebühr von Fr. 50.-- erhoben.
Art. 25
Verjährung
Die Steuerforderung verjährt 10 Jahre nach Eintritt ihrer Fälligkeit. Die Verjährung wird durch jede Einforderungshandlung unterbrochen.

Art. 26
Auskunftspflicht
Die Steuer- und Taxenpflichtigen müssen der Veranlagungsbehörde auf Verlangen die zur Erhebung oder Überprüfung der Steuer oder Taxe notwendigen Auskünfte erteilen und Einsicht in ihre Geschäftsbücher oder Aufzeichnungen gewähren.

Art. 27
Datenschutz
Alle Daten, die in Zusammenhang mit der Steuer erhoben oder gesammelt werden, unterstehen dem Amtsgeheimnis und dem eidgenössischen Datenschutzgesetz.

5. Kapitel: Direkte kantonale Unterstützung
Art. 28
Öffentliche Beihilfen
1Der Staat kann mit Mitteln des Allgemeinen Investitionsfonds des kantonalen Wirtschaftsförderungsgesetzes die Erstellung und die Renovation von Hotels und Beherbergungsstrukturen fördern, welche auf professionelle Weise handelbare Betten anbieten.

2Auf Antrag und Federführung der Gemeinden oder touristischen Leistungsträgern kann der Staat Anlässe, Studien, Projekte usw. finanziell unterstützen, welche von touristischer Bedeutung sind und dem Qualitätstourismus dienen.

3Die Beihilfen werden vorrangig den Organisationen zugesprochen, welche den Qualitätsnormen entsprechen, die in der Verordnung geregelt sind.

Art. 29
Aus- und Weiterbildung

1Der Staat bestimmt, in Zusammenarbeit mit den interessierten Kreisen, die Grund- und Weiterbildung in den Berufen, die mit dem Tourismus in Beziehung stehen.

2Der Staat integriert in die schulische Grundausbildung Sensibilisierungskurse für die touristische Anliegen und Berufe.

6. Kapitel: Statistik, Kontrolle und Rechtsverfahren
Art. 30
Statistik

1Zu statistischen Zwecken ist jeder Beherberger verpflichtet, ein Logiernächteregister zu führen.

2Die öffentlichen Körperschaften, die natürlichen und juristischen Personen sind zur Auskunftserteilung verpflichtet, wenn diese Angaben für die zuständigen kantonalen Behörden im Rahmen von Datenerhebungen zu touristischen Untersuchungen erforderlich sind.

Art. 31
Kantonales Tourismusobservatorium

1Für die Bedürfnisse der kantonalen Tourismuspolitik kann der Staatsrat ein Institut der Tourismusobservation gründen. Das Observatorium muss namentlich dazu dienen, die Leistungsindikatoren zu definieren, welche durch das Gesetz dem Dachverband und den touristischen Regionen verlangt werden.
2Die Einzelheiten werden in der Verordnung geregelt.

Art. 32
Kontrolle 
Der Staat nimmt punktuelle Kontrollen über die Verwendung der finanziellen Mittel vor. Der Bericht wird alle 4 Jahre zusammen mit dem Bericht über die kantonale Tourismuspolitik dem Grossen Rat unterbreitet.
Art. 33
Einspracheverfahren
1Gegen Verfügungen, die in Anwendung dieses Gesetzes erlassen werden, kann innert 30 Tagen seit ihrer Eröffnung Einsprache erhoben werden.

2Gegen die Entscheide des Staatsrates kann Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Kantonsgericht eingereicht werden.
2Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren und die Verwaltungsrechtspflege findet Anwendung.
Art. 34
Strafbestimmungen
1Wer vorsätzlich oder fahrlässig trotz Mahnung keine vollständige Abrechnung einreicht oder die Taxe nicht innert der Mahnfrist entrichtet, wird mit einer Busse bis Fr. 5000.-- bestraft.

2Wer vorsätzlich oder fahrlässig falsche Angaben macht und die Steuer- oder Taxforderung damit ganz oder teilweise gefährdet oder sich ihr entzieht, wird mit einer Busse bis zum dreifachen Betrag der gefährdeten oder hinterzogenen Forderung bestraft.

3Juristische Personen können wie natürliche Personen gebüsst werden.

4Gegen die Bussenverfügung kann innert 30 Tagen seit der Eröffnung Einsprache erhoben werden. Der Einspracheentscheid kann innert 30 Tagen seit der Eröffnung durch Berufung beim Kantonsgericht angefochten worden.

Art. 35
Verjährung
1Die Strafverfolgung verjährt in 5 Jahren nach der letzten strafbaren Handlung.

2Die Bussen verjähren in 5 Jahren, nachdem sie vollstreckbar geworden sind.

7. Kapitel: Schlussbestimmungen

Art. 36
Aufhebung

Das Gesetz über den Tourismus vom 9. Februar 1996 wird aufgehoben.

Art. 37
Inkrafttreten
1Das vorliegende Gesetz unterliegt dem fakultativen Referendum.

2Der Staatsrat beschliesst über den Zeitpunkt des Inkrafttretens.
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